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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 3 P 20/08 B 
 
L 8 P 9/07 (Hessisches LSG) 
S 7 P 128/03 (SG Marburg) 
 
 
 
…………………………………………, 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  …………………………………….., 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Landeskrankenhilfe V.V.a.G., 
Uelzener Straße 120, 21335 Lüneburg, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ……………………………………….. . 

 
 
 
 
 
 
 

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Dezember 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  H a m b ü c h e n   sowie die Richter   S c h r i e v e r 

und   Dr.  S c h ü t z e 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 24. April 2008 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der bei dem beklagten Versicherungsunternehmen privat kranken- und pflegeversicherte 

Kläger leidet an Multipler Sklerose mit progredientem Krankheitsverlauf; er ist an den Rollstuhl 

gebunden. Von dem Beklagten bezieht er Leistungen aus dem Pflegeversicherungsvertrag 

nach der Pflegestufe III gemäß dem Tarif PVN in Verbindung mit den Allgemeinen 

Versicherungsbedingungen für die private Pflegeversicherung (Bedingungsteil MB/PPV 1996). 

Der Kläger begehrt von dem Beklagten kostenfreie Versorgung mit einem Industrie-Plattformlift, 

um mit dem Rollstuhl selbstständig die Höhendifferenz zwischen seinem Haus und der zum 

Haus führenden Straße überwinden zu können. Seiner Auffassung nach stellt der Lift ein 

Hilfsmittel der Pflegeversicherung dar, die Beklagte wertet ihn dagegen als Maßnahme der 

Wohnumfeldverbesserung iSv § 40 Abs 4 Satz 1 SGB XI und hat angeboten, unter 

Berücksichtigung der Einkommensverhältnisse des Klägers die Gewährung eines Zuschusses 

zu prüfen. Antrag, Klage (Urteil des Sozialgerichts vom 15.12.2006) und Berufung (Urteil des 

Landessozialgerichts <LSG> vom 24.4.2008) mit dem Ziel der kostenfreien Versorgung blieben 

erfolglos. Auch nach Auffassung des LSG zu der hier ausschließlich zur Entscheidung 

stehenden Leistungspflicht der privaten Pflegeversicherung - für Klagen aus der privaten 

Krankenversicherung sind die Zivilgerichte zuständig (Bundessozialgericht <BSG>, Urteil vom 

6.9.2007 - B 3 P 3/06 R -, SozR 4-3300 § 40 Nr 6) - ist der Industrie-Plattformlift als Maßnahme 

der Wohnumfeldverbesserung einzustufen und nicht als Pflegehilfsmittel zu bewerten. 

 

Mit seiner Beschwerde wendet sich der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des LSG, wobei er sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache beruft. Zudem rügt 

er das Vorliegen einer Divergenz sowie mehrerer Verfahrensfehler. 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht in der durch § 160 Abs 2, § 160a 

Abs 2 SGG normierten Form begründet worden ist. Sie ist deshalb ohne Zuziehung der ehren-

amtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1, § 169 SGG). 

 

1. Der Kläger macht geltend, die angegriffene Entscheidung betreffe Rechtsfragen von grund-

sätzlicher Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Zur Darlegung dieses Zulassungsgrundes ist es 

erforderlich, die grundsätzliche Rechtsfrage klar zu formulieren und aufzuzeigen, dass sie über 

den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt (BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11 

und 39) und dass sie klärungsbedürftig sowie klärungsfähig ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 

und 65), sie also im Falle der Revisionszulassung entscheidungserheblich wäre (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 54). In der Regel fehlt es an der Klärungsbedürftigkeit einer Rechtsfrage, wenn 
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diese höchstrichterlich bereits entschieden ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51, § 160a Nr 13 und 

65; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8) oder sich ihre Beantwortung eindeutig aus dem Gesetz 

ergibt (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, IX. Kap 

RdNr 65 f mwN). Diese Anforderungen betreffen die gesetzliche Form iS von § 169 SGG (vgl 

BVerfG SozR 1500 § 160a Nr 48 und BVerfG SozR 4-1500 § 160a Nr 12). Ihnen genügt der 

Vortrag des Klägers nicht. 

 

Der Kläger hat als grundsätzlich klärungsbedürftig folgende Rechtsfragen bezeichnet: 

 

1. "Bislang auch höchstrichterlich nicht entschieden ist die Grundsatz-Frage, ob der im Tarif 

PVN, der eine Leistung des Versicherers im Versicherungsfall von 100% zusagt, dem 

danach pflegepflichtversicherte Kläger einen über die für die Soziale Pflegepflichtver-

sicherung im SGB XI festgelegte Mindestversorgung - wie sie auch vom BVerfG gesehen 

wird - hinausgehenden Versorgungsanspruch in der Versorgung mit Hilfsmitteln oder 

technischen Hilfen aufgrund der tariflichen Zusage der privat- bzw. 

schadensversicherungsrechtlich zu beurteilenden Leistungspflicht des privaten Pflegever-

sicherers hat, zumal weder die AVB des Beklagten noch die MB/PPV 1996 einen konkreten 

Leistungsausschluss in der Hilfsmittelversorgung enthalten."  

 

2. "Von grundsätzlicher Bedeutung für alle Pflegerversicherten ist eine höchstrichterliche Ent-

scheidung darüber zu erhalten, welche unterscheidenden Merkmale bei einer Maßnahme 

der Gestaltung des individuellen Wohnumfeldes eines Pflegebedürftigen im Gegensatz zu 

einer technischen Hilfe vorliegen müssen, um eine zulässige Abgrenzung vornehmen zu 

können." 

 

3. "Ebenso von grundsätzlicher Bedeutung und entscheidungsnotwendig ist, wer die 

rechtliche Qualifizierung eines Hilfsmittels oder einer technischen Hilfe zulässigerweise 

vornimmt, der medizinische Gutachter als Erfüllungsgehilfe des Versicherers, also der 

Parteigutachter, oder ob es notwendig ist, technische Ausführungen entweder beim 

Hersteller abzufragen oder einen technischen Sachverständigen zu befragen." 

 

Die Klärungsbedürftigkeit dieser Fragen - ihre zumindest sinngemäß hinreichende Klarheit 

unterstellt - hat der Kläger nicht aufgezeigt. Die Fragen 1 und 3 lassen schon keinen hin-

reichenden Bezug zu dem hier zu entscheidenden Rechtsstreit erkennen. In Bezug auf Frage 2 

fehlt es an jeder Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung des BSG und der Darlegung, in-

wieweit insoweit noch Klärungsbedarf besteht. Das BSG hat bereits in zahlreichen Verfahren 

Merkmale zur Abgrenzung zwischen Maßnahmen zur Verbesserung des individuellen Wohn-

umfeldes einerseits und einem Hilfsmittel der gesetzlichen Krankenversicherung oder sozialen 

Pflegeversicherung andererseits aufgestellt. Danach sind diejenigen im oder am Gebäude fest 

montierten Hilfen als Maßnahmen der Wohnumfeldverbesserung und nicht als Hilfsmittel anzu-
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sehen, die ihrem Verwendungszweck nach auf die Anpassung der konkreten Wohnumgebung 

an die Bedürfnisse des behinderten Menschen gerichtet sind. Das gilt insbesondere für 

Treppenlifter oder Aufzüge, mit denen die besonderen Verhältnisse der jeweiligen Wohn-

situation an die Anforderungen des behinderten Menschen angepasst werden und die nach 

ständiger Rechtsprechung des BSG nicht Teil der Hilfsmittelversorgung der gesetzlichen 

Krankenversicherung oder der sozialen Pflegeversicherung sind (vgl insbesondere BSG 

SozR 2200 § 182b Nr 10 und 23; SozR 3-2500 Nr 30 S 177 ff - Treppenlift; SozR 3-3300 § 40 

Nr 2 S 9 - Außen- und Innentreppenlift; SozR 4-3300 § 40 Nr 1 S 2  - Personenaufzug; vgl auch 

SozR 3-3300 § 40 Nr 5 - Fenster mit Griffen in rollstuhlgerechter Höhe). Inwieweit dennoch 

weiterer grundsätzlicher Klärungsbedarf besteht, wäre vor dem Hintergrund dieser 

Entscheidung besonders darzulegen gewesen. Dazu ist dem Beschwerdevorbringen jedoch 

nichts zu entnehmen.  

 

2. Eine Divergenz des Berufungsurteils zur Rechtsprechung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts (§ 160 

Abs 2 Nr 2 SGG) ist ebenfalls nicht formgerecht dargetan. Dazu hätte dargelegt werden 

müssen, dass das LSG einen tragenden Rechtssatz in Abweichung von einem anderen 

Rechtssatz aufgestellt hat, den eines der vorgenannten Gerichte entwickelt und angewandt hat, 

und dass die Entscheidung des LSG auf dieser Divergenz beruht. Hierzu ist notwendig, den von 

der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweichenden Rechtssatz des LSG herauszuarbeiten 

und die Unvereinbarkeit mit einem Rechtssatz eines der genannten Gerichte aufzuzeigen. Eine 

Abweichung liegt indes nicht schon dann vor, wenn das LSG einen Rechtssatz nicht beachtet 

oder unrichtig angewandt hat, sondern erst dann, wenn das LSG diesem Rechtssatz 

widersprochen, also einen anderen Rechtssatz aufgestellt und angewandt hat. Nicht die 

Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im 

Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Divergenz (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 14, 21, 29 und 67). Diesen Anforderungen wird das Beschwerdevorbringen nicht 

gerecht. Der Kläger hat lediglich angegeben, das LSG habe - aus seiner Sicht - ein Urteil des 

BSG (vom 22.8.2001 - B 3 P 4/01 R -, BSGE 88, 268 = SozR 3-3300 § 23 Nr 6) nicht beachtet 

oder unter Verkennung dieser Rechtsprechung entschieden. Damit wird jedoch eine zulässige 

Divergenzrüge iSv § 160 Abs 2 Nr 2 SGG nicht begründet. Es reicht nämlich nicht aus, dass die 

angebliche Unrichtigkeit der LSG-Entscheidung im Hinblick auf anderslautende BSG-Urteile 

dargelegt wird; entscheidend ist vielmehr die Darlegung einer Nichtübereinstimmung in den 

abstrakten Rechtsaussagen (Krasney/Udsching, aaO, RdNr 196 mwN). Dies ist nicht 

geschehen. 

 

3. Ein Verfahrensfehler (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) ist nur dann formgerecht bezeichnet, wenn die 

ihn begründenden Tatsachen im Einzelnen angegeben sind und - in sich verständlich - den be-

haupteten Verfahrensfehler ergeben; außerdem muss dargelegt werden, warum die an-
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gefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14). Diesen An-

forderungen wird die Beschwerdebegründung ebenfalls nicht gerecht. 

 

a) Die Rüge eines Verstoßes gegen den Amtsermittlungsgrundsatz (§ 103 SGG) ist schon des-

halb unzulässig, weil eine Verletzung dieser Verfahrensnorm gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG nur 

darauf gestützt werden kann, dass das LSG einem Beweisantrag ohne hinreichende Be-

gründung nicht gefolgt ist. Das kann dem Beschwerdevorbringen nicht entnommen werden. 

 

b) Eine Verletzung der Aufklärungspflicht (§ 106 SGG) ist gleichfalls nicht formgerecht 

dargetan; insoweit fehlt jede substantiierte Darlegung.  

 

c) Die Verletzung des rechtlichen Gehörs (§ 62 SGG, Art 103 GG) ist nicht nachvollziehbar aus-

geführt worden. Der Kläger zeigt keinen Sachvortrag auf, den das LSG ausgehend von seiner 

Rechtsüberzeugung nicht hinreichend berücksichtigt haben könnte. Dass das Gericht den 

Argumenten des Klägers nicht gefolgt ist oder als im vorliegenden Zusammenhang unerheblich 

eingestuft hat, begründet nicht den Vorwurf, Sachvortrag sei unbeachtet geblieben. 

 

d) Der Vorwurf der "Nichtanwendung der Vorschriften der ZPO", auf die gemäß § 202 SGG er-

gänzend verwiesen werde, ist ebenfalls nicht plausibel dargelegt worden. Der Kläger nennt 

keine Vorschrift der ZPO, die vom LSG im vorliegenden Rechtsstreit über § 202 SGG heranzu-

ziehen gewesen wäre und unbeachtet geblieben ist. Weshalb die breite Darstellung des 

zwischen den Beteiligten ergangenen Revisionsurteils vom 10.11.2005 im Tatbestand einen 

Verfahrensfehler darstellen soll, ist nicht ersichtlich. 

 

4. Soweit der Kläger im Schriftsatz vom 9.10.2008 ergänzende Ausführungen gemacht hat, war 

auf das Vorbringen nicht einzugehen, weil die Frist zur Beschwerdebegründung am 21.7.2008 

abgelaufen war. 

 

5. Da die Beschwerde schon nicht formgerecht begründet worden ist, bedurfte es auch nicht 

der - vom Kläger beantragten - Beiziehung der im Schriftsatz vom 18.11.2008 aufgeführten 

weiteren Akten. 

 

6. Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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